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SchweizMontag, 9. Januar 2023

Schweizer Zahlenlotto
8, 19, 20, 22, 23, 29 Glückszahl: 3

Replay-Zahl: 7 Jokerzahl: 2 7 6 1 1 9

07.01.2023

Deutsches Zahlenlotto
10, 11, 18, 20, 26, 40 Super 6: 2 4 6 4 0 0

Superzahl: 2 Spiel 77: 5 1 5 2 3 5 2

07.01.2023

Österreichisches Zahlenlotto
4, 6, 19, 25, 39, 42 Zusatzzahl: 17

Joker: 5 6 9 6 1 4

08.01.2023

Euromillions
16, 31, 35, 44, 45 Sterne: 4, 12

2. Chance: 4, 22, 29, 33, 46

Super-Star:Z 2 9 0 J 06.01.2023
Alle Angaben ohne Gewähr

LottoSVPschwimmtgegendenStrom
Die Partei hat das Referendum gegen das neue Klimaschutzgesetz
zu Stande gebracht. Heute kommuniziert sie offiziell.

Der Schneemangel ist das The-
ma der Stunde. Bergbahnen ha-
ben den Staat um Hilfe gerufen:
Weil die Betriebe nicht laufen,
wollen sie vereinfachten Zugang
zuKurzarbeitsentschädigungen.

Mitten in dieser Debatte
wird bekannt: Die SVP hat die
Unterschriften gegen das neue
Klimaschutzgesetz beisammen.
Dies gab die Obwaldner Natio-
nalrätin Monika Rüegger im
«SonnTalk» der CH Media-Sen-
der bekannt. Heute soll dies of-
fiziell kommuniziert werden.

Lange sah es schlecht aus für die
Referendumsführer. Mitte De-
zember lancierte SVP-Präsident
Marco Chiesa einen Hilferuf,
der offenbar wirkte. Gemäss Rü-
egger wurden sehr viele Unter-
schriften gesammelt. Erforder-
lich sind mindestens 50000.

Die SVP schwimmt mit dem
Vorgehen gegen den Strom. Kei-
ne andere Partei trägt das Refe-
rendum mit. Das neue Klima-
schutzgesetz ist ein Gegenvor-
schlag zur Gletscher-Initiative,
es will im Kern das Netto-null-

Ziel in das Gesetz schreiben. Da-
mit einher gehen zahlreiche
CO2-Senkungsmassnahmen
und Klimaschutzziele. So sollen
etwa 2 Milliarden Franken für
den Ersatz von fossilen und
Elektro-Heizungen zur Verfü-
gung gestellt werden.

FDP-Ständerat Andrea Ca-
roni betonte im «SonnTalk», die
Chancen, dass dieses Gesetz in
einer Abstimmung durchkom-
men werde, seien besser als
beim abgelehnten CO2-Gesetz,
da es weniger weit gehe. (pmü)

Umstrittene
Maturanote
fürTheater,
Religion
oderSport
Mehr Informatik, mehr Wirtschaft und Recht
und ein grösserer Spielraum bei Wahlfächern:
So sehen die Gymnasien der Zukunft aus.

Jürg Ackermann

Der Drang aufs Gymnasium ist
gross. Vor allem in den Städten.
Während in Basel, Genf oder
der Stadt Zürich bis zu 30 Pro-
zent aller Schulabgänger eine
gymnasiale Matura machen,
sind es in ländlichen Gebieten
massiv weniger. Im St.Galler
Rheintal beispielsweise gehen
nur 10 Prozent aufs Gymna-
sium. Auch in Obwalden oder
Glarus liegt die Quote ähnlich
tief.

Obwohl immer mehr Eltern
wollen, dass ihre Kinder eine
Matura haben, um die Chancen
auf einem anspruchsvoller wer-
denden Arbeitsmarkt zu erhö-
hen, wird sich an dieser Aus-
gangslage so schnell nichts än-
dern. Wissensgesellschaft hin
oderher: InderSchweizherrscht
ein breiter Konsens darüber,
dass die seit Jahrzehnten bei 20
Prozent eingependelte Matura-
quote dort verharren soll.

Mehr Gymnasiastinnen und
Gymnasiasten, so die Ansicht,
führten zu einer Verwässerung
des Niveaus bei den Hochschu-
len und verstärkten den Fach-
kräftemangel in handwerkli-
chen oder technischen Berufen.
Diese Haltung zeigt sich auch in
der Vernehmlassung zur Matu-
ritätsreform, die kürzlich abge-
schlossen wurde.

Oberstes Ziel ist, dass das
Niveau in Schweizer Gymnasien
so hoch bleibt, dass der prü-
fungsfreie Zugang an die Uni-
versitäten auch in Zukunft ga-
rantiert ist. Schon jetzt ist des-
halb klar: Einen grossen Wurf

wird es bei der Maturitätsreform
kaum geben. So stiess eine von
einer Expertengruppe vorge-
schlagene Zweiteilung des Gym-
nasiums in eine je zweijährige
Grund- und Vertiefungsphase
schon in einer ersten Vernehm-
lassung auf breite Ablehnung
und ist darum vom Tisch.

Verwässerungbei
Kernfächernbefürchtet
Dennoch sorgt die Reform für
Gesprächsstoff. Zu reden gibt
vor allem eine angestrebte Aus-
weitung der Wahl- und Matura-
fächer. So sollen neu Informatik
und Wirtschaft und Recht in al-
len Kantonen zu Grundlagen-
fächern werden. Und beim
Schwerpunktfach, das jeder
Gymnasiast selber wählt und
ebenso für die Maturanote zählt,
gibt es mehr Wahlmöglichkei-
ten. Neu sollen hier auch Sport,
Religion, Theater, Informatik,
Geografie oder Geschichte ge-
wählt werden können. Für das
Bestehen der Matura, die neu
aus 15 statt wie bisher 12 oder 13
Fächern gebildet wird (inklusive
Maturaarbeit), würde diese
Note gleich zählen wie Deutsch,
Englisch oder Mathematik.

Diese Ausweitung der Wahl-
und Grundlagenfächer führt in
einzelnen Kantonen zu scharfer
Kritik. Damit werde die Anzahl
der Maturitätsnoten erhöht und
die Bedeutung der einzelnen Fä-
cher reduziert – der Bildungs-
gang weiter fragmentiert,
schrieb der Kanton Baselland in
seiner Vernehmlassungsant-
wort. Ähnlich kritisch äusserte
sich der Aargau.

Diese Befürchtungen teilt Da-
niel Siegenthaler, der Co-Pro-
jektleiter der von Bund und Kan-
tonen angestossenen Maturi-
tätsreform, jedoch nicht. «Mit
den neuen Grundlagenfächern
Informatik und Wirtschaft und
Recht würde die Basis für die
Bestehensnorm der Matura
leicht erweitert. Beide sind be-
reits jetzt obligatorische Fächer.
Darüber hinaus werden keine
neuen Grundlagenfächer für
alle Schülerinnen und Schüler
vorgeschlagen.»

PolitischeBildung
undnachhaltigeBildung
Mit der Maturitätsreform, die
bis ins Jahr 2027 umgesetzt wer-
den soll, werden 87 Prozent der
Lektionen vorgegeben sein,
gleich viel wie bisher. Je mindes-
tens 27 Prozent sind für Spra-
chen und Mint-Fächer wie Ma-
thematik, Informatik und Natur-
wissenschaften reserviert,
mindestens 12 Prozent für Ge-
schichte, Geografie, Wirtschaft
und Recht. Bei einem kleinen
Teil der Unterrichtsstunden ha-

ben die Kantone Spielraum, um
eigene Akzente zu setzen.

Unumstritten ist, dass Mint-
Fächer leicht mehr Gewicht er-
halten werden. Auf wessen Kos-
ten ist offen und weitgehend den
Kantonen bei der Ausgestaltung
der Stundenpläne überlassen.
Am ehesten dürfte es wohl die
sprachlichen Fächer treffen.

Mit einer ausgebauten Be-
rufs- und Studienberatung sol-
len die Gymnasiasten besser auf
die Zeit nach der Matura vorbe-
reitet werden. Zudem sollen die
Schülerinnen und Schüler ihre
schriftliche und mündliche Aus-
drucksfähigkeit, beispielsweise
bei Präsentationen, stärken.
Und die Digitalisierung, nach-
haltige Entwicklung und politi-
sche Bildung sollen in den ein-
zelnen Fächern einen höheren
Stellenwert bekommen.

Vor allem letzteres dürfte zu
Diskussionen führen. So ver-
senkte der Ständerat im Dezem-
ber auf Antrag von Jakob Stark
(SVP/TG)einenSP-Vorstoss,der
die politische Bildung auf den
Berufsschulen stärken wollte.

Diese gehöre in die Eigenverant-
wortung von Eltern und Schü-
lern, argumentierte die Mehr-
heit. Zudem wehrt sich die SVP
grundsätzlich gegen mehr poli-
tische Bildung an den Gymna-
sien wegen des angeblichen
«Linksdralls vieler Lehrerinnen
und Lehrer».

Anforderungensollen
überall gleichhochsein
«Es ist eines der Ziele der Re-
form, dass die Anforderungen
an die Matura in den Kantonen
vergleichbarer werden. Sie sol-
len präziser formuliert werden»,
sagt Daniel Siegenthaler. Des-
halb sei die Überarbeitung des
Rahmenlehrplans, wo die in-
haltlichen Mindestanforderun-
gen in den Fächern definiert
werden, ein ebenso wichtiger
Teil der Maturitätsreform. «Das
Ziel ist aber nicht eine Verein-
heitlichung der kantonalen Ma-
turaquoten, sondern dass Gym-
nasien Maturandinnen und Ma-
turanden ausbilden, die noch
besser auf die Universitäten vor-
bereitet sind.»

Dennoch stellt sich die Frage:
Warum sind die Differenzen bei
den kantonalen Maturaquoten
seit Jahrzehnten so hoch? 2018
kam der Bildungsbericht des
Bundes zum Schluss, es gebe
keine empirisch überprüften
Faktoren, welche die Unter-
schiede erklären könnten. Wenn
in allen Kantonen in den Gym-
nasien in Zukunft jedoch gleich
viel verlangt wird, müsste das
konsequenterweise auch zu
einer Angleichung der Matura-
quote führen. Da nicht davon
auszugehen ist, dass Jugendli-
che in Genf oder Basel intelli-
genter sind als im Thurgau oder
Nidwalden.

Experten gehen jedoch da-
von aus, dass die Stadt-Land-
Unterschiede, sprachregionale
Differenzen und der Bildungs-
hintergrund der Eltern auch in
Zukunft bei der Wahl zwischen
Gymnasium und Berufslehre
eine entscheidende Rolle spie-
len. Die Maturaquoten im
Rheintal und der Stadt Genf
dürften sich deshalb so schnell
nicht angleichen.

Kantonsschülerinnen in Glarus: Wer eine Matura hat, soll auch künftig prüfungsfrei an die Uni gehen können. Bild: Gaëtan Bally/Keystone

ObersterVersichererhörtauf–
undtrittderSVPbei
Wechsel Sechs Jahre
sind genug: Rolf Dörig
wird im Juni sein Amt
als Präsident des
Schweizerischen Versi-
cherungsverbands
(SVV) niederlegen. Das
sagte der 65-Jährige in
einem Interview mit
dem«Sonntags-
Blick». Der Rücktritt
habe aber nichts mit
seinem am Freitag bekannt ge-
wordenen SVP-Beitritt zu tun.
«Meine persönliche Meinung
hat den Verband und mich nie
eingeschränkt», sagte er. «Wir
diskutieren im Vorstand offen

und engagiert – und
finden immer den Kon-
sens.» Wer polarisie-
ren möchte, sei im Ver-
sicherungsverband am
falschen Ort.

Zu seinem SVP-
Beitritt sagte der Ver-
waltungsratspräsident
des Lebensversiche-
rers Swiss Life, dass er
sich mit der Partei und

ihren Werten identifiziere. «Der
Beitritt formalisiert meine lang-
jährige Grundhaltung.» Pikant
daran: Früher engagierte sich
Dörig bei den «Freunden der
FDP». (abi)

Ihn zieht’s in die
SVP: Rolf Dörig.

Bild: san


